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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2022 Ausgegeben am 17. Februar 2022 Teil II 

59. Verordnung: 4. NPO-Fonds-Richtlinienverordnung 

59. Verordnung des Bundesministers für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport 
gemäß § 3 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Errichtung eines Non-Profit-
Organisationen Unterstützungsfonds betreffend Richtlinien über die Gewährung von 
Unterstützungsleistungen an Organisationen gemäß § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes über 
die Errichtung eines Non-Profit-Organisationen Unterstützungsfonds, welche im 
Zusammenhang mit der Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 und den dadurch 
verursachten Auswirkungen geboten sind, damit diese Organisationen in die Lage versetzt 
werden, ihre statutengemäßen Aufgaben weiter zu erbringen (4. NPO-Fonds-
Richtlinienverordnung – 4. NPO-FondsRLV) 

Aufgrund des § 3 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Errichtung eines Non-Profit-Organisationen 
Unterstützungsfonds, BGBl. I Nr. 49/2020 (20. COVID-19-Gesetz), zuletzt geändert durch BGBl. I 
Nr. 223/2021, wird im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus verordnet: 

Artikel I 

1. Abschnitt 

Allgemeines 

Ausgestaltung der Förderung 

§ 1. Im Auftrag des Bundesministers für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport sowie im 
Namen und auf Rechnung des Bundes sind an die in § 4 genannten förderbaren Organisationen durch die 
Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH (AWS) nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen 
Unterstützungsleistungen zu gewähren, um diese in die Lage versetzen, ihre durch Gesetz, Satzung, 
Stiftungsbrief, Gesellschaftsvertrag, Statut oder sonstige Rechtsgrundlage festgelegten (im Folgenden: 
statutengemäßen) Aufgaben weiter zu erbringen. 

Ziel und Zweck der Förderung 

§ 2. (1) Ziel dieser Förderung ist, die durch die Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 und die 
durch diesen hervorgerufenen Erkrankung COVID-19 entstanden Einnahmenausfälle („COVID-19-
Krise“) bei den nach diesem Gesetz förderbaren Organisationen nach § 4 durch Zuschüsse zu mildern, 
damit diese in die Lage versetzt werden, ihre statutengemäßen Aufgaben weiter zu erbringen. 

(2) Der Gesamtrahmen für Unterstützungsleistungen nach dieser Verordnung, der NPO-FondsRLV, 
BGBl. II Nr. 300/2020, der 2. NPO-FondsRLV sowie der 3. NPO-FondsRLV, BGBl. II Nr. 99/2021, 
beträgt insgesamt bis zu 1 075 Millionen Euro. 

Unionsrechtskonformität 

§ 3. (1) Soweit förderwerbende Organisationen nach § 4 Abs. 1 eine wirtschaftliche Tätigkeit 
ausüben, indem sie Waren oder Dienstleistungen auf einem Markt anbieten, sind sie aus unionsrechtlicher 
Sicht als Unternehmen im Sinne von Abschnitt 2 der Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der 
staatlichen Beihilfe, ABl. C 262 vom 19. Juli 2016, S. 3 zu qualifizieren und die in dieser Verordnung 
vorgesehenen Unterstützungsleistungen stellen insofern eine Beihilfe nach Art. 107 Abs. 1 AEUV dar. 

(2) Unterstützungsleistungen nach dieser Verordnung, die eine Beihilfe nach Art. 107 Abs. 1 AEUV 
darstellen, werden entweder auf Grundlage 
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 1. der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABl. L 352 vom 
24. Dezember 2013, S. 1 („De-minimis-Verordnung“), 

 2. der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor, 
ABl. L 352 vom 24. Dezember 2013, S. 9, 

 3. der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und 
Aquakultursektor, ABl. L 190 vom 28. Juni 2014, S. 45, 

 4. der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. L 187 vom 26. Juni 2014, S. 1 (AGVO) oder 

 5. der Mitteilung der Europäischen Kommission „Befristeter Rahmen für staatliche Beihilfen zur 
Stützung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19“, ABl. C 91 I vom 
20. März 2020, S. 1, zuletzt geändert durch die Mitteilung der Kommission „6. Änderung des 
Befristeten Rahmens für staatliche Beihilfen zur Unterstützung der Wirtschaft angesichts des 
derzeitigen Ausbruchs von COVID-19“, ABl. C 473 vom 24. November 2021, S. 1 („COVID-19 
Beihilferahmen“) 

gewährt. 

(3) Die Gewährung einer Beihilfe auf Grundlage von Abschnitt 3.1. des COVID-19 Beihilferahmens 
ist gemäß Beschluss SA.101232 (2021/N) vom 14.01.2022, in dem die Europäische Kommission die 
Vereinbarkeit dieser Beihilfe mit dem Binnenmarkt gemäß Art. 107 Abs. 3 lit. b AEUV festgestellt hat, 
zulässig. 

2. Abschnitt 

Persönliche und sachliche Voraussetzungen für das Erlangen einer Förderung 

Zulässige förderwerbende Organisationen 

§ 4. (1) Zulässige förderwerbende Organisationen (förderbare Organisationen) sind 

 1. Non-Profit-Organisationen („NPO“), 

 2. freiwillige Feuerwehren und Landesfeuerwehrverbände unbeschadet ihrer rechtlichen Stellung, 

 3. gesetzlich anerkannte Kirchen, Religionsgemeinschaften und Einrichtungen, denen auf Grund 
religionsrechtlicher Bestimmungen nach staatlichem Recht Rechtspersönlichkeit zukommt, und 

 4. Rechtsträger, an denen förderbare Organisationen nach Z 1 bis 3 beteiligt sind 
(„Beteiligungsorganisation“), 

soweit sie nicht unter § 5 fallen. 

(2) Eine NPO ist eine mit Rechtspersönlichkeit ausgestattete juristische Person, 
Personenvereinigung, Körperschaft oder Vermögensmasse, welche die Voraussetzungen der §§ 34 bis 47 
des Bundesgesetzes über allgemeine Bestimmungen und das Verfahren für die von den Abgabenbehörden 
des Bundes, der Länder und Gemeinden verwalteten Abgaben (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, erfüllt. Diese 
Voraussetzung gilt trotz Satzungsmängel (§ 41 BAO) auch dann als erfüllt, wenn erkennbar 
gemeinnützige Zwecke verfolgt werden und es sich nicht um schwerwiegende Mängel handelt, sofern 
innerhalb von sechs Monaten nach Aufforderung die Satzung an die Erfordernisse der BAO angepasst 
wird. 

(3) Eine Beteiligungsorganisation ist eine mit Rechtspersönlichkeit ausgestattete juristische Person, 
Personenvereinigung, Körperschaft oder Vermögensmasse, an der entweder 

 1. eine förderbare Organisation nach § 4 Abs. 1 Z 1 bis 3 unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 
50% beteiligt ist oder 

 2. mehrere förderbare Organisationen nach § 4 Abs. 1 Z 1 bis 3 jeweils zu 50% oder weniger, aber 
gemeinsam unmittelbar oder mittelbar zu 100% beteiligt sind, 

und die selbst nicht die Voraussetzungen der §§ 34 bis 47 BAO erfüllt. 

(4) Zum Zeitpunkt der Antragstellung müssen nachfolgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein: 

 1. Die Tätigkeiten der förderbaren Organisation werden in Österreich gesetzt, soweit es sich nicht 
um gemeinnützige Rechtsträger aus dem Bereich der Entwicklungszusammenarbeit im Sinne des 
§ 3 Abs. 2 EZA-Gesetz handelt. 
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 2. Die förderbare Organisation besteht nachweisbar zumindest seit 31. August 2021 bzw. wurde 
nachweisbar vor dem 1. September 2021 errichtet. 

 3. Der Sitz oder eine Betriebstätte der förderbaren Organisation liegt in Österreich. 

 4. Die förderbare Organisation ist durch einen durch die Ausbreitung von COVID-19 verursachten 
Einnahmenausfall beeinträchtigt. 

 5. Wenn die förderbare Organisation eine wirtschaftliche Tätigkeit nach § 8 Abs. 6 ausübt, darf sie 
zum 31. Dezember 2019 kein Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß 

 a. Art. 2 Z 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. L 187 vom 26. Juni 2014, S. 1 
(„AGVO“), 

 b. Art. 2 Z 14 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem 
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, ABl. L 193, vom 1. Juli 2014, S. 1 („GVO Landwirtschaft“) oder 

 c. Art. 3 Z 5 der Verordnung (EU) Nr. 1388/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Gruppen von Beihilfen zugunsten von in der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von 
Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tätigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, ABl. L 369, vom 24. Dezember 2014, S. 37 („GVO Fischerei und Aquakultur“) 

gewesen sein, es sei denn die förderbare Organisation weist nach, dass sich ihre finanzielle Lage 
zwischenzeitlich verbessert hat und sie im Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe die Kriterien 
des Unternehmens in Schwierigkeiten nicht erfüllt. Kleine Unternehmen und Kleinstunternehmen 
nach Art. 2 des Anh. I der AGVO können abweichend davon nur dann keine Förderung erhalten, 
wenn diese zum Zeitpunkt der Antragstellung Gegenstand eines Insolvenzverfahrens nach 
nationalem Recht sind oder sie Rettungs- oder Umstrukturierungsbeihilfen erhalten haben und 
die Rettungsbeihilfe im Zeitpunkt der Gewährung der Förderung nach dieser Richtlinie noch 
nicht zurückgezahlt oder die förderbare Organisation im Zeitpunkt der Gewährung der Förderung 
weiterhin einem Umstrukturierungsplan unterliegt. Wenn die förderwerbende Organisation keine 
wirtschaftliche Tätigkeit nach § 8 Abs. 6 ausübt oder die Unterstützungsleistung unter die De-
minimis-Verordnung fällt, darf sie zum 30. September 2021 nicht materiell insolvent gewesen 
sein. 

 6. Über die förderbare Organisation dürfen in den letzten fünf Jahren vor der Antragstellung keine 
rechtskräftigen Finanzstrafen (ausgenommen Finanzordnungswidrigkeiten) oder entsprechende 
Verbandsgeldbußen nach dem Bundesgesetz über die Verantwortlichkeit von Verbänden für 
Straftaten, BGBl. I Nr. 151/2005 idgF, aufgrund von vorsätzlich begangenen Taten verhängt 
worden sein. 

 7. Über die förderbare Organisation oder deren geschäftsführende beziehungsweise 
verwaltungsstrafrechtlich verantwortliche Organe in Ausübung ihrer Organfunktion wurde nicht 
aufgrund einer oder mehrerer im Betrachtungszeitraum begangener Verwaltungsübertretungen 
eine Betriebsschließung gemäß § 8 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur 
Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz – COVID-19-
MG), BGBl. I Nr. 12/2020, eine Geldstrafe oder ersatzweise ausgesprochene Freiheitsstrafe 
rechtskräftig verhängt. Eine Geldstrafe oder ersatzweise ausgesprochene Freiheitsstrafe ist nur 
relevant, wenn die kausalen Verwaltungsübertretungen gemäß § 8 COVID-19-MG durch die 
Missachtung eines Betretungsverbots oder die Missachtung einer Unterlassungs- oder 
Bewilligungspflicht bei der Organisation einer Zusammenkunft oder die wiederholte (mindestens 
zweimalige) Unterlassung der Kontrolle eines festgelegten Nachweises einer geringen 
epidemiologischen Gefahr sowie der Nichteinhaltung festgelegter Personenzahlen, Zeiten oder 
Voraussetzungen verwirklicht wurden. 

 8. Die förderbare Organisation hat zumutbare Maßnahmen gesetzt, um die durch die Förderung zu 
deckenden förderbaren Kosten zu reduzieren (Schadensminderungspflicht mittels ex ante 
Betrachtung). 

Nicht förderfähige förderwerbende Organisationen 

§ 5. Ausgenommen von der Gewährung von Unterstützungsleistungen sind: 

 1. Politische Parteien gemäß § 2 Z 1 des Bundesgesetzes über die Finanzierung politischer Parteien 
(Parteiengesetz 2012 – PartG), BGBl. I Nr. 56/2012, 
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 2. Kapital- und Personengesellschaften, an denen Gebietskörperschaften (insbesondere Bund, 
Länder oder Gemeinden) unmittelbar oder mittelbar mehr als 50% der Anteile bzw. des Grund- 
oder Stammkapitals halten, 

 3. beaufsichtigte Rechtsträger des Finanzsektors, welche im Inland, einem Mitgliedstaat (§ 2 Z 5 
Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993 [BWG]) oder einem Drittland (§ 2 Z 8 BWG) registriert 
oder zugelassen sind und hinsichtlich ihrer Tätigkeit prudentiellen Aufsichtsbestimmungen 
unterliegen; das sind für Österreich insbesondere Kreditinstitute gemäß BWG, 
Versicherungsunternehmen gemäß Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 (VAG 2016), BGBl. I 
Nr. 34/2015, Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemäß 
Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 (WAG 2018), BGBl. I Nr. 107/2017 sowie Pensionskassen 
gemäß Pensionskassengesetz (PKG), BGBl. Nr. 281/1990, und 

 4. Organisationen, denen gemäß den Verordnungen BGBl. Nr. 225/2020, BGBl. II Nr. 568/2020, 
BGBl. II Nr. 72/2021 oder gemäß der Verordnung BGBl II Nr. 497/2020 ein Fixkostenzuschuss, 
ein Verlustersatz, ein Ausfallsbonus oder ein Fixkostenzuschuss 800.000 gewährt wurde. Dies 
gilt auch, wenn einer mit dieser Organisation im Sinne von § 8a verbundenen Organisation ein 
entsprechender Zuschuss gewährt wurde. 

3. Abschnitt 

Art und Ausmaß der Förderung 

Art der Förderung 

§ 6. (1) Die Unterstützungsleistung (im Folgenden: „Förderung“) besteht aus einem nicht 
rückzahlbaren Zuschuss. 

(2) Die Förderung wird auf Grundlage einer privatrechtlichen Vereinbarung gewährt. 

(3) Auf die Gewährung der Förderung besteht kein Rechtsanspruch und erfolgt insbesondere auch 
nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Budgetmittel. 

Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Förderung 

§ 7. (1) Für die Bemessung der Förderung sind die förderbaren Kosten der förderwerbenden 
Organisation, die im Zeitraum vom 1. Oktober 2021 bis 31. Dezember 2021 anfallen, zu ermitteln. 
Abweichend davon sind Kosten nach Abs. 2 Z 11 förderbar, wenn sie vor der zurechenbaren 
Veranstaltung entstanden sind. Kosten nach Abs. 2 Z 5 sind jedenfalls förderbar. 

(2) Förderbare Kosten im Sinne dieser Verordnung sind ausschließlich solche zur Erfüllung der 
statutengemäßen Aufgaben, die aus einem oder mehreren der nachfolgenden Sachverhalte resultieren 
bzw. anfallen: 

 1. für die Tätigkeit der Organisation notwendige (im Folgenden: betriebsnotwendige) 
Zahlungsverpflichtungen für Miete und Pacht, sofern die förderwerbende Organisation nicht 
gem. § 1104 oder § 1105 ABGB von der Zahlungsverpflichtung ausgenommen ist; 

 2. betriebsnotwendige Versicherungsprämien; 

 3. Zinsaufwendungen für Kredite und Darlehen und Finanzierungskostenanteile von Leasingraten 
aus vertraglichen Verpflichtungen, die vor dem 1. Oktober 2021 vereinbart wurden, ab dem 
Zeitpunkt ihrer jeweiligen Fälligkeit; 

 4. nicht das Personal betreffende betriebsnotwendige vertragliche Zahlungsverpflichtungen, 
insbesondere Buchhaltungskosten, Kosten für die Lohnverrechnung, Jahresabschlusskosten; 

 5. Kosten für die Bestätigung durch einen fachkundigen Experten oder eine fachkundige Expertin 
gemäß § 17 Abs. 1; 

 6. betriebsnotwendige Lizenzkosten; 

 7. Zahlungen für Wasser, Energie und Telekommunikation, Reinigungskosten, Betriebskosten von 
Liegenschaften (z. B. Abwasser- und Abfallentsorgung); 

 8. Wertverlust bei verderblicher oder saisonaler Ware, sofern diese aufgrund der COVID-19-Krise 
mindestens 50% des Verkehrswerts verloren haben. Saisonale Ware bezeichnet eine Ware, die im 
Zuge eines immer wiederkehrenden Zeitabschnitts eines Jahres besonders nachgefragt wird; 

 9. Personalkosten für Personen, die begünstigt behindert im Sinne des 
Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG), BGBl. Nr. 22/1970, sind, soweit diese Kosten nicht 
durch sonstige Unterstützungen der öffentlichen Hand getragen werden; 

 10. nicht das Personal betreffende unmittelbar durch COVID-19 notwendig gewordene 
betriebsnotwendige Aufwendungen; 
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 11. nicht das Personal betreffende frustrierte Aufwendungen, die nachweislich einer Veranstaltung 
zugerechnet werden können, die im Zeitraum 1. Oktober bis 31. Dezember 2021 in Folge von 
gesetzlich oder behördlich gesetzten Maßnahmen im Zusammenhang mit COVID-19 nicht oder 
nur eingeschränkt stattfinden konnte, soweit keine Förderung gemäß der Richtlinie der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus für einen Schutzschirm für 
Veranstaltungen gewährt wurde. 

(3) Zusätzlich zu den beantragten förderbaren Kosten gemäß Abs. 2 kann eine Förderung in Form 
eines Struktursicherungsbeitrags beantragt werden, mit dem nicht durch Abs. 2 erfasste weitere im 
Zeitraum 1. Oktober 2021 bis 31. Dezember 2021 angefallene Kosten pauschal abgegolten werden. Der 
Struktursicherungsbeitrag beträgt 5% der Einnahmen des Jahres 2019. Optional kann als 
Bemessungsgrundlage auch der Durchschnitt der Jahre 2018 und 2019 herangezogen werden. Bei 
Neugründungen oder Umgründungen und anderen Strukturänderungen gemäß § 9 können für nach dem 
1. Jänner 2020 gegründete Organisationen für die Berechnung des Struktursicherungsbeitrags die 
Einnahmen von 1. Jänner 2020 bis 31. Dezember 2020 und für im Jahr 2019 gegründete Organisationen 
die Einnahmen für 2019 oder 2020 herangezogen bzw. hochgerechnet werden. Bei Neugründungen 
gemäß § 9a werden für die Berechnung des Struktursicherungsbeitrags die zur Berechnung des 
Einnahmenentfalls herangezogenen durchschnittlichen monatlichen Einnahmen mit zwölf multipliziert. 
Der Struktursicherungsbeitrag ist mit maximal 75 000 Euro begrenzt und kann nur dann gewährt werden, 
wenn auch Kosten gemäß Abs. 2 in der Höhe von zumindest 250 Euro gefördert werden. 

(4) Von den förderbaren Kosten sind Versicherungsleistungen, die diese förderbaren Kosten im 
Versicherungsfall abgedeckt haben, in Abzug zu bringen. 

(5) Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, 
(Einnahmen-Ausgaben-Rechnung) und nach § 21 Abs. 1 Vereinsgesetz können die förderbaren Kosten 
nach dem Zu-und-Abfluss-Prinzip erfasst werden, sofern dies nicht zu willkürlichen zeitlichen 
Verschiebungen führt. 

(6) Ein Wertverlust von saisonaler und verderblicher Ware liegt nur dann vor, wenn dieser 
tatsächlich feststeht. Der Wertverlust ist durch den Vergleich der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
zu dem Verkehrswert zum Zeitpunkt des immer wiederkehrenden Zeitabschnitts eines Jahres, zu dem die 
Ware veräußert werden sollte, zu berechnen. Gemeinkosten gemäß § 203 Abs. 3 2. Satz 
Unternehmensgesetzbuch, dRGBl S 219/1897, sind in dieser Berechnung nicht anzusetzen. 

Kostenersatz für Covid-19-Tests 

§ 7a. (1) Zusätzlich zu einem Zuschuss nach § 7 können Kosten für Tests für den Nachweis des 
Vorliegens einer Infektion mit SARS-CoV-2 (COVID-19-Tests) gefördert werden, sofern 

 1. die Durchführung von COVID-19-Tests nicht durch besondere Förderungen von Bund, Ländern 
oder Gemeinden förderbar war, 

 2. die Kosten nicht schon als Kosten gemäß § 7 Abs. 2 Z 10 gefördert werden, und 

 3. die COVID-19-Tests verpflichtend durchzuführen sind und im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Erfüllung der statutengemäßen Aufgaben angefallen sind. 

(2) Die gemäß Abs. 1 förderbaren Kosten dürfen den Betrag von insgesamt 6 000 Euro pro 
förderwerbender Organisation nicht übersteigen. 

Förderintensität, Förderuntergrenze und maximale Förderhöhe 

§ 8. (1) Es dürfen höchstens 100% der förderbaren Kosten zuzüglich des Struktursicherungsbeitrages 
sowie der Kosten gemäß § 7a durch die Förderung abgedeckt werden. Alle Fördersummen und 
Förderbeträge im Sinne dieser Verordnung sind als Bruttosummen, das heißt vor Abzug von Steuern und 
sonstigen Abgaben, zu verstehen. 

(2) Bei Beteiligungsorganisationen, die von einer förderbaren Organisation nach § 4 Abs. 1 Z 1 bis 3 
und einer nicht förderbaren Person gehalten werden, ist der Zuschuss relativ zum Beteiligungsgrad der 
nicht unter § 4 Abs. 1 Z 1 bis 3 fallenden Person zu reduzieren. 

(3) Die Förderung gemäß § 7 ist zudem mit 90% desjenigen Teils des Einnahmenausfalls im vierten 
Quartal 2021, der über 10% der Einnahmen aus dem vierten Quartal 2019 hinausgeht, begrenzt. Zur 
Berechnung des Einnahmenausfalls werden die Einnahmen des vierten Quartals 2021 herangezogen und 
mit den Einnahmen des vierten Quartals 2019 verglichen. Optional kann als Vergleichsbasis auch der 
Durchschnitt der jeweils vierten Quartale 2018 und 2019 herangezogen werden. Zuschüsse aus dem 
NPO-Unterstützungsfonds aus früheren Förderperioden sowie ein gewährter Umsatzersatz gemäß VO 
Lockdown-Umsatzersatz sind bei der Angabe der Einnahmen des vierten Quartals 2021 zum Zweck der 
Berechnung des Einnahmenausfalls nicht zu berücksichtigen. 


